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			Druck auf Gils Carbó wächst

			Generalstaatsanwältin soll wegen Betrugsvorwürfen verhört warden
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			Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Carbó. (Foto: fiscales.gob.ar)

			Buenos Aires (AT/mc) - Der Druck auf Generalstaatsanwältin Alejandra Gils Carbó wächst. Geht es nach dem Willen von Staatsanwalt Eduardo Taiano soll seine Vorgesetzte zum Verhör wegen des Verdachts auf Amtsmissbrauch vorgeladen werden. Einen entsprechenden Antrag stellte Taiano nach mehrmonatigen Ermittlungen am Dienstag bei dem zuständigen Bundesrichter Julián Ercolini. Der muss nun entscheiden.

			Taiano bezichtigt Gils Carbó, beim Kauf der Immobilie für den Umzug ihrer Behörde in die Straße Perón 667 in Buenos Aires betrügerisch agiert zu haben. Der Kauf wurde 2013 für 43 Millionen Pesos realisiert. Dabei sei eine unüblich hohe Maklerprovision in Höhe von 3 Millionen Pesos an Juan Carlos Thill, den Bruder von Gils Carbós Stellvertreter Guillermo Bellingi, gezahlt worden. Gils Carbó behauptet, mit dem Kauf nicht befasst gewesen zu sein. 

			Die heute 59-Jährige gilt als Überbleibsel aus der Kirchner-Zeit. Sie wurde 2012 von der damaligen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner zur Generalstaatsanwältin ernannt. Den Posten hat sie bis heute inne. Seit dem Regierungswechsel im Dezember 2015 ist Gils Carbó vielen Vertretern der neuen Administration jedoch ein Dorn im Auge. 

			Im Regierungslager herrscht derzeit indes Uneinigkeit, wie man die umstrittene Generalstaatsanwältin loswerden kann. Während Pablo Tonelli (PRO), seines Zeichens Kongressabgeordneter sowie Mitglied des Richterrates, die Möglichkeit ins Spiel brachte, Gils Carbó per Dekret abzusetzen, ist Macris Koalitionspartnerin Elisa Carrió dezidiert anderer Meinung. 

			Für die Vorsitzende der Bürgerlichen Koalition (Coalición Cívica) ist ein ordentliches Amtsenthebungsverfahren der einzig gangbare Weg: „Man muss die Verfassung respektieren. Dies gilt auch für Kriminelle wie Gils Carbó, die ich bereits angezeigt hatte, als sie zur Generalstaatsanwältin ernannt wurde“, so Carrió.

			Unterstützung für Gils Carbó gab seitens verschiedener Menschenrechtsgruppen: „Wir verurteilen die Einmischung, die die Regierung über die Generalstaatsanwaltschaft auszuüben versucht, und wir weisen die Angriffe gegen Alejandra Gils Carbó zurück“, hieß es in einer Pressemitteilung, die unter anderen von den Müttern und Großmüttern der Plaza de Mayo (Gründungslinie), den Angehörigen von Opfern der Militärdiktatur, der Organisation H.I.J.O.S. und dem Zentrum für rechtliche und soziale Studien (CELS) unterzeichnet wurde.
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			Regionalpartnerschaft angestrebt

			Bayrische Ministerin Merk sondiert Kooperation mit Provinz Buenos Aires

			Von Marcus Christoph
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			Staatsministerin Beate Merk beim Pressegespräch. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT) - Der Freistaat Bayern will sich in Argentinien stärker engagieren. Dies wurde deutlich beim Besuch von Dr. Beate Merk (CSU), der bayrischen Staatsministerin für Europaangelegenheiten und regionale Beziehungen. Die Politikerin war von Freitag bis Sonntag für politische Gespräche in Buenos Aires. 

			Ziel ist eine Regionalpartnerschaft zwischen dem Freistaat Bayern und der Provinz Buenos Aires, die Austausch und Zusammenarbeit besonders in den Bereichen Landwirtschaft, Wirtschaft, Umwelt und Tourismus fördern soll. Das Projekt werde unabhängig vom Abschluss eines Freihandelsabkommens zwischen der EU und Mercosur verfolgt, so Merk.

			„Die Argentinier sind sehr aufgeschlossen“, fasste Merk ihre Eindrücke zusammen. Gleichwohl gelte es, die politischen Entwicklungen im Blick zu behalten: „Wir wollen sehen, wie die Wahlen ausgehen“, so Merk in Bezug auf die in diesem Oktober stattfindenden Parlamentsteilwahlen in Argentinien: Bei denen muss sich das Regierungslager unter anderem gegen die einstige Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner behaupteten, die sich um einen Sitz im Senat bewirbt und eher für eine Politik des Protektionismus steht.

			Bayern mit seiner exportorientierten Wirtschaft habe aber auf jeden Fall ein Interesse daran, dass Handelshemmnisse abgebaut würden, betonte Merk. Sie wies aber auch darauf hin, dass es auf bestimmten Feldern unterschiedliche „Philosophien“ gebe: „Grüne Gentechnik geht mit uns gar nicht“, meinte die Ministerin zum Einsatz genmanipulierter Nutzpflanzen - eine Praxis, die in der argentinischen Landwirtschaft weit verbreitet ist. 

			Ein besonderes Potenzial sieht Merk im Tourismus. Argentinien sei gerade in Zeiten, in denen andere Urlaubsregionen wegen Terrorfurcht gemieden würden, ein ideales Reiseland, das bislang nur recht wenig besucht werde. Insgesamt sieht die Staatsministerin Argentinien „im Aufwind“ - anders als Brasilien, das sie zuvor besucht hatte und sich in einer Talsohle befinde.

			Zu den Gesprächspartners Merks zählten seitens der Provinz Buenos Aires Regierungsminister Joaquín de la Torre, Agrarminister Leonardo Sarquís sowie Produktionsminister Javier Tizado. 

			Zuvor hatte Merk auch mit Fernando Diego Straface, dem Generalsekretär der Stadtregierung von Buenos Aires, gesprochen. Ein besonderer Höhepunkt war der Besuch im Stadtparlament von Buenos Aires, wo Merk als „Ehrengast der Stadt Buenos Aires“ ausgezeichnet wurde. Bei den Gesprächen mit Repräsentanten der Stadt ging es unter anderem um verkehrs- und sicherheitspolitische Herausforderungen, vor denen Metropolen stehen.

			Merk wurde bei ihrer Reise von den Abgeordneten des Bayerischen Landtags Martin Bachhuber und Margit Wild sowie einer Fachdelegation begleitet.
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			Wochenübersicht

			Santa María im Zwielicht

			Gegen Víctor Santa María, den Vorsitzenden der Peronistischen Partei (PJ) in der Hauptstadt, ist Strafanzeige gestellt worden. Dies berichtet die Zeitung „La Nación“. Die Steuerfahndungseinheit UIF reichte demnach bei Bundesrichter Claudio Bonadio den Antrag ein, dass gegen Santa María, der auch Chef der einflussreichen Hausmeistergewerkschaft (Suterh) sowie Besitzer der Tageszeitung „Página/12“ ist, wegen verdächtiger Finanzaktivitäten in der Schweiz ermittelt werde. Dabei geht es um Vorwürfe von Veruntreuung von Gewerkschaftsgeldern in Höhe von 4 Millionen US-Dollar. Auf mehr als 40 Seiten legen die Steuerfahnder dar, dass durch gefälschte Rechnungen Gelder an die Firmen „Alto Trust Ltd.“ und „Vica Trust Ltd.“ abgezweigt wurden - zwei Unternehmen, mit denen nach Ansicht der Fahnder die Familie Santa María in der Schweiz operiert haben soll. Die Manöver sollen bereits in den Jahren 1999 und 2000 stattgefunden haben, als noch Santa Marías Vater José Francisco die Gewerkschaft der Hausmeister führte. Als weitere Begünstigte wird neben den beiden Männern auch Santa Marías Schwester Catalina genannt.

			Prozess gegen De Vido

			Julio De Vido muss derzeit an mehreren juristischen Fronten kämpfen. Erst in der Vorwoche wurde gegen den einstigen Infrastrukturminister Haftbefehl wegen möglicher Veruntreuung öffentlicher Gelder im Zusammenhang mit dem Kohlekraftwerk in Río Turbio beantragt (wir berichteten). Nun spitzt sich auch in einem anderen Fall die Situation für den Kirchner-treuen Politiker zu: So beschloss Bundesrichter Claudio Bonadio am Montag einen Prozess gegen De Vido wegen des Verdachts auf Unterschlagung von Subventionen für Busse des öffentlichen Nahverkehrs zu eröffnen. In der Anklageschrift, die Staatsanwalt Carlos Stornelli vorbereitet hat, wird De Vido als Hauptverantwortlicher eines Betrugs in Höhe von 609 Millionen Pesos dargestellt, der in den Jahren zwischen 2003 und 2014 verübt worden sein soll. Die Staatsanwaltschaft bezieht sich auf offenkundig irreal hohe Benzinrechnungen von Bussen sowie auf Zahlungen an Busunternehmen, die bereits monatelang nicht mehr existierten. Vom „Betrug an der öffentlichen Verwaltung“ ist die Rede. Bonadio verfügte zudem eine Einfrierung von De Vidos Vermögen bis zu 1 Milliarden Pesos. 

			Odebrecht ausgeschlossen

			Der in eine Korruptionsaffäre verwickelte brasilianische Baukonzern Odebrecht ist in Argentinien für ein Jahr von öffentlichen Ausschreibungen ausgeschlossen worden. Die Regierung von Präsident Mauricio Macri begründete ihren Beschluss damit, dass die brasilianische Justiz mehrere Manager des Unternehmens wegen Korruption verurteilt hatte. Der Odebrecht-Konzern hat seine Schuld bereits eingeräumt und soll nach eigenen Angaben in Argentinien rund 35 Millionen Dollar Schmiergeld bezahlt haben, um sich öffentliche Aufträge zu sichern. Unter anderem mischte der Konzern beim Bau eines drei Milliarden Dollar teuren Bahntunnels in Buenos Aires mit. Vor knapp zwei Wochen übergab Odebrecht seine Beteiligung an dem Projekt an den italienischen Konzern Ghella. Am Dienstag erhielt eine Gruppe argentinischer Richter und Staatsanwälte im US-Justizministerium in Washington Einblick in Ermittlungsakten, aus denen hervorgeht, wer in Argentinien Schmiergelder von Odebrecht erhalten hat. Um die Informationen verwenden zu können, muss jedoch durch das Außenministerium ein Amtshilfeantrag gestellt werden.

			Amt für Fahrräder

			In der argentinischen Regierungsbürokratie gibt es ab sofort eine Leitstelle für Mobilität mit dem Fahrrad. Kabinettschef Marcos Peña und Verkehrsminister Guillermo Dietrich unterzeichneten eine entsprechende Weisung. Zuständig für das neue Ressort ist die 29-jährige Architektin María Belén Cardasz, die nach Recherchen der Zeitung „La Nación“  ein monatliches Nettogehalt von rund 70.000 Pesos kassieren soll. Die Mittel, die der dem Verkehrsministerium untergeordnete Aufgabenbereich jährlich zur Verfügung hat, betragen 200 Millionen Pesos, so das Blatt. Cardasz soll zukünftig Projekte zum Ausbau von Radwegen im ganzen Land analysieren und koordinieren. Derzeit lägen mehr als 180 Anfragen von Kommunen vor, die an Radwegen interessiert seien, hieß es seitens der Regierung. Angesichts der Zielvorgabe der Regierung, die Verwaltung verschlanken zu wollen, gab es in sozialen Netzwerken aber viel Kritik für die Schaffung des neuen Ressorts.

			Peña für G20-Gipfel 

			Der nächste G20-Gipfelausrichter Argentinien hat die Fortsetzung von Gipfeln dieser Art als wichtig für die Zukunft der Weltordnung bezeichnet. „Es gibt keine andere Möglichkeit, als Multilateralismus, als Treffen dieser Art“, sagte Kabinettschef Marcos Peña am vorigen Freitag in Hamburg. Argentinien ist turnusmäßig Ausrichter des G20-Gipfels 2018. Wirtschaftliche Probleme, Armut, Terrorismus und Klimawandel könnten nur gemeinsam und als Aspekte einer globalen Agenda bekämpft werden, sagte Peña. 

			Gewaltsame Räumung 

			Zu gewalttätigen Auseinandersetzungen kam es gestern, als die Polizei die Pepsico-Fabrik in Florida (Provinz Buenos Aires) räumen wollte. Diese war von Arbeitern besetzt worden, die der multinationale Getränkekonzern unlängst entlassen hatte. 500 verloren dabei ihre Arbeitsplätze. Eine Gruppe Betroffener erklärte sich mit den vom Konzern angebotenen Entschädigungen nicht zufrieden und besetzte die Anlage. Die Staatsmacht setzte bei ihrer Räumungsaktion Tränengas und Gummigeschosse ein. Wie die Polizei mitteilte, hätten die Besetzer zuvor Gegenstände geworfen und einen Polizisten geschlagen. Mehrere Protestierer wurden zeitweise festgenommen. In der Innenstadt von Buenos Aires gab es Straßenblockaden und Solidaritätsdemos für die Entlassenen. (AT/mc/dpa)
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			Ein Symbol des Kirchnerismus

			Das Kohlenbergwerk in Río Turbio, am südwestlichen Zipfel der Provinz Santa Cruz, kann als Symbol der Korruption und der phänomenalen Irrationalität der Kirchners angesehen werden. Dass die Förderung dieser Kohle keinen wirtschaftlichen Sinn hatte, und ein Kraftwerk an Ort, um sie zu verbrauchen auch nicht, war bekannt. Dass so ungefähr alles falsch gemacht wurde und viel gestohlen wurde auch. Doch was in der Vorwoche bekannt wurde, auf Grund der Untersuchung des Staatsanwaltes Stornelli und einer Prüfung der staatlichen Kontrollstelle Sigen, übertrifft alles, was man sich vorstellen konnte bei Weitem. Hier wurden mehrere Milliarden Dollar zum Fenster rausgeschmissen, und hunderte von Millionen Dollar einfach gestohlen. Dass der direkt dafür verantwortliche Minister, Julio de Vido, der 12 Jahre im Amt war und alles ohne jegliche Prüfung bewilligt hat, als Deputierter verbleiben kann, ist noch unglaublicher.

			Die Ausbeutung des Kohlelagers in Río Turbio war von Anfang an eine Fehlentscheidung. Sie wurde 1951 unter Perón begonnen, um die damals die aus England importierte Kohle, die besonders die Kraftwerke in Buenos Aires verwendeten, zu ersetzen. Das kam jedoch nie zustande, wobei die Kraftwerke später auf Gas, Heizöl und Dieselöl übergingen. Beim Stahlwerk von Somisa, das 1961 die Produktion aufnahm, konnte diese minderwertige Kohle auch nicht eingesetzt werden. Seither wird vergeblich eine Verwendungsmöglichkeit gesucht, und die geförderte Kohle wird zu einem Schleuderpreis exportiert.

			Unter der Militärregierung wurde eine Schließung des Bergwerkes erwogen. Doch damals bestand ein Konflikt mit Chile, so dass es aus strategischen Gründen als notwendig erachtet wurde, es zu erhalten. Als Alfonsín und Menem dann Frieden mit Chile schlossen, und letzterer sämtliche bestehenden Grenzkonflikte löste, galt dieses Argument nicht mehr. Daraufhin privatisierte Menem das Bergwerk, das der Unternehmer Sergio Taselli übernahm. Dabei wurde ein fester Gesamtbetrag pro Jahr als Subvention festgesetzt. Taselli baute die Belegschaft um ca. tausend Mann ab, und verringerte die Ausbeutung, damit das Geld ausreichte. Das war das Richtige, um schließlich zur Schließung zu gelangen. Er machte sozusagen die schmutzige Arbeit.

			Doch dann kam Néstor Kirchner und hob die Konzession an Taselli auf, mit der Absicht, das Bergwerk auszubauen, was eine klare Fehlentscheidung war. Doch nicht genug damit, hat Cristina K. dann die Errichtung eines Kraftwerkes an Ort verfügt, das mit der dort geförderten Kohle betrieben werden sollte, was eine weitere Fehlentscheidung war, da dieser Strom sehr teuer sein würde, und außerdem durch die Entfernung zu den Konsumzentren noch teurer würde. Auch wenn alles ordentlich vollzogen worden wäre, wurde dies einem finanziell notleidenden Staat die Last einer Riesensubvention aufbürden.

			Schließlich kam noch hinzu, dass bei der Durchführung der Investitionen im Bergbau und im Kraftwerk alles drunter und drüber ging. Im Bergbau wurden zwischen 2005 und 2015 ca. u$s 4 Mrd. investiert, aber die Stollen verkamen, 14 Bergbauarbeiter kamen bei einem Unfall um, die Förderung sank dramatisch, und das Kraftwerk steht still. Man müsste jetzt praktisch von Null anfangen. Parallel zu dieser gigantischen Misswirtschaft wurde üppig und offen gestohlen. Zahlungen an Lieferanten wurden über eine Universität vollzogen, so dass die normalen Ausschreibungsbedingungen bei Seite gelassen werden konnten. Wie die Regierung jetzt mit diesem Schlamassel zurechtkommt, weiß man nicht.
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			Im Blickfeld: Sinnlose Gewalt

			Von Stefan Kuhn

			Brennende Autos, Barrikaden, geplünderte Geschäfte, bürgerkriegsähnliche Zustände im Hamburger Schanzenviertel - heute wollen viele vor solchen Zuständen gewarnt und gewusst haben, dass es so kommen würde. Tatsache ist dagegen, dass fast alle vom Ausmaß der Gewalt bei den Protesten gegen den G20-Gipfel in Hamburg überrascht wurden. Allen voran die linksextremistische Szene in der Hansestadt. Die distanzierte sich von den Gewaltexzessen auf ihre eigene Art. „Wir als Autonome und ich als Sprecher der Autonomen haben gewisse Sympathien für solche Aktionen, aber bitte doch nicht im eigenen Viertel, wo wir wohnen. Also warum nicht irgendwie in Pöseldorf oder Blankenese?“, erklärte Andreas Beuth, der Anwalt des linksautonomen Zentrums Rote Flora, im deutschen Fernsehen.

			Der Satz sagt alles. Ein bisschen Randale ist willkommen, aber doch bitteschön dort, wo die Reichen wohnen. Die Rote-Flora-Leute hatten die Demonstration „Welcome to Hell“ organisiert, nach deren Auflösung die Krawalle begonnen hatten. Am Ende wurden sie die Geister nicht los, die sie gerufen hatten. Natürlich gibt es auch die üblichen Vorwürfe an die Polizei. Hätte sie die bis zu diesem Zeitpunkt friedliche Demonstration nicht aufgelöst, hätte es auch keine Gewalt gegeben. Die Frage, warum bei einer friedlichen Demonstration Hunderte von Vermummten mitmarschieren, bleibt dabei unbeantwortet. Man kann aber davon ausgehen, dass der Slogan „Willkommen in der Hölle“ das Programm war.

			Wahr ist, dass die offizielle Politik durchaus mit Krawallen gerechnet hat. Immerhin wurden 20.000 Polizisten aus der ganzen Republik zusammengezogen. Dass der Hamburger Bürgermeister Olaf Scholz (SPD) den Bürgern Sicherheit versprochen hatte und den Gipfel indirekt mit dem Hamburger „Hafengeburtstag“, einem Volksfest, verglichen hatte, war reine Beschwichtigungspolitik. Deswegen steht er heute zu Recht im Kern der Kritik. Die Hamburger sind wütend, und der politische Gegner wusste schon immer, dass man einer rot-grünen Regierung in Sicherheitsfragen nicht trauen kann. 

			Dabei hat Scholz technisch gesehen nur wenig Schuld. Er trägt zweifellos die politische Verantwortung, aber bei Sicherheitskonzepten muss er sich auf Polizeiexperten verlassen. Die Konzepte haben auch ganz gut funktioniert, und mit dem Einsatzleiter Hartmut Dudde wurde ein kompromissloser Gesetzeshüter berufen, bei dem sogar Liberale Bauchgrimmen bekommen. Dass die Lage im alternativen Schanzenviertel eskaliert ist, und dass die Gewalttäter rund drei Stunden dort wüten konnten, ohne dass die Polizei eingriff, lag mehr an einer Fehleinschätzung der Polizei vor Ort als an Scholz. Die Polizei spricht von einem Hinterhalt, in den man geraten sei. Aber abgesehen von seinen Sicherheitsgarantien hat sich der Stadtregierungschef politisch instinktlos verhalten. Statt sich am Ort des Geschehens blicken zu lassen, zeigte er Melania Trump das Hamburger Rathaus.

			Dennoch muss man Scholz‘ Strategie irgendwie verteidigen, auch wenn sie gescheitert ist. Zumindest die Idee, der Welt zu zeigen, dass man in Deutschland demokratische Werte hochhält, dass es bei einer Großveranstaltung dieser Art selbstverständlich auch Proteste geben darf, war gut. Einem Autokraten wie dem türkischen Präsidenten Erdogan zu zeigen, dass es auch ohne Knüppel geht, wäre schön gewesen. Erdogan lacht sich jetzt ins Fäustchen. Er hätte das Problem anders gelöst.

			Es war sinnlose, ideologiefreie Gewalt, die einen breitflächigen Schaden angerichtet hat. Das linke Kulturzentrum Rote Flora muss um seinen Bestand fürchten. Die friedlichen Proteste mit zehntausenden Teilnehmern und das G20-kritische „Global Citizen“-Konzert mit internationalen Stars wurden von der Gewalt überdeckt.

			Viel Kritik gab es auch an der Wahl Hamburgs mit seiner ausgeprägten linken Szene als Veranstaltungsort. Zudem wurde der Sinn solcher Gipfel hinterfragt. Ersteres kann man einfach wegwischen. Linksextreme gibt es in fast allen deutschen Großstädten, und nur solche kommen für einen Gipfel dieser Größenordnung in Frage. Hamburg musste in diesen Tagen rund 10.000 Delegationsmitglieder und 5000 Journalisten beherbergen. Dazu kommen noch tausende auswärtige Polizisten. Das ist selbst für die zweitgrößte deutsche Stadt eine logistische Mammutaufgabe. Die linke Szene spielt eine untergeordnete Rolle. Viel gefährlicher ist der Krawalltourismus, und von dem wäre wohl jede Großstadt betroffen. Gewalttätige Ausschreitungen bei politischen und wirtschaftlichen Gipfel gab es auch in Großstädten anderer Länder. Der G20-Gipfel 2000 in Toronto und der G7-Gipfel 2001 in Genua sind traurige Beispiele.

			Kritik am G20-Gipfel ist nicht nur berechtigt, sondern auch nötig. Ohne Proteste wären Themen wie Klima, Entwicklungshilfe oder Armutsbekämpfung wohl nie auf die politische Agenda der 19 wichtigsten Industriestaaten und der EU gekommen Zudem ist der G20-Gipfel selbst ein Produkt der Kritik. Die Gruppe der 20 ist auch deshalb entstanden, weil die vom deutschen Bundeskanzler Helmut Schmidt initiierte Gruppe der sieben wichtigsten westlichen Industriestaaten als elitärer Klub galt, der weder die wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse wiedergab. In der G20 sind alle Kontinente und Subkontinente vertreten, Industrienationen und Schwellenländer. Sie repräsentieren zwei Drittel der Weltbevölkerung und vier Fünftel der Wirtschaftskraft. Wenn eine Konferenz etwas bewegen kann, dann diese. Dass sie das häufig nicht tut, ist nachvollziehbar. Während die G7 noch eine Art Wertebündnis war, sind in der G20 autokratische „Demokratien“ wie Russland oder die Türkei vertreten oder auch Saudi-Arabien mit seinem Feudalsystem. Aber ohne kleine Kompromisse würde gar nichts geschehen.
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			Randglossen

			Drei Tage lang randalierten in Hamburg tausende Menschen, die dadurch Stellung gegen die internationale Konferenz der sogenannten G20-Gruppe industrieller und sogenannter Schwellenländer als Ausdruck ihres Protestes gegen die Tagung in der Hansestadt bezogen. Präsident Maurico Macri nahm an der Tagung teil, deren nächste Zusammenkunft in Buenos Aires geplant ist. Im Dezember übernimmt Argentinien turnusmäßig die G20-Präsidentschaft. Die Hamburger Polizei bekämpfte die Randalierer mit Wasserwerfern, ähnlich wie es in Buenos Aires geschieht, wenn solche Kundgebungen stattfinden, allerdings gelegentlich mit gefärbtem Wasser, das die Kleidungen der Randalierer beschmutzt, so dass man sie später identifizieren und verhaften kann. Viel Erfolg hätte diese Taktik in Hamburg allerdings nicht gebracht. Fast alle Gewalttäter gehörten dem „Schwarzen Block“ an. Und auf schwarzen Klamotten lässt sich gefärbtes Wasser kaum nachweisen.

			Die Studie ist nicht sehr überraschend. Junge radikalisierte Muslime wissen fast nichts über den Islam. Wie sollen sie auch. Während sich andere jahrelang durch den Koran gequält haben, hat sich das Gros der künftigen Gotteskrieger vor der Erleuchtung in Kneipen rumgetrieben, gesoffen und so gut wie alle religiösen Vorschriften des heiligen Buches gebrochen. Mohammed war kein Prophet, so hieß allenfalls der Kuppel mit dem man letzte Nacht um die Häuser gezogen ist. Irgendwann kommt dann die Erkenntnis. „So kann das nicht weitergehen. Mein Leben muss wieder einen Sinn bekommen.“ Der Betroffene macht eine religiöse Entziehungskur und wird überzeugt, dass das Leben wieder einen Sinn bekommt, indem er sich dieses Leben nimmt und möglichst viele Ungläubige mit sich.

			Ganz so suizidal veranlagt sind andere Gruppen nicht. Sieht man sich die linksextremen Gewalttäter des G20-Gipfels von Hamburg an, stellt man allerdings auch ein schwaches ideologisches Fundament fest. Selbst der schwammige Begriff „Kapitalismuskritik“ führt ins zerebrale Nichts. Polizisten attackieren hat wenig mit Marx zu tun, dessen Name dem Gros der Krawallbrüder fremd sein dürfte. Selbst die anarchistische Grundformel, „Macht kaputt, was euch kaputt macht“, die fast alles rechtfertigen kann, greift hier nicht. Das brennende Auto einer Rentnerin macht einen nicht kaputt. Linksautonome Krawallos haben kaum einen ideologischen Unterbau, sie sind wie Hooligans, die im Allgemeinen auch keine Ahnung vom Fußball haben. Nur die Gewalt, der Kick, ist das verbindende Element.
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			Die Preise stiegen im Juni um 1,2%

			Der Index der Konsumentenpreise weist für Juni 2017 eine Zunahme von 1,2% aus, was 10,7% in sechs Monaten 2017 ausmacht, berichtet das Statistische Amt (INDEC). In 12 Monaten zum Juni beträgt die Zunahme  21,9%, wobei hier jedoch bis Dezember 2016 der Index für Groß Buenos Aires genommen wird, da der landesweite Index erst dieses Jahr berechnet wird. Im Mai 2017 lag die 12-Monatszunahme noch bei 25,4%.  

			Es handelt sich im Juni zum ersten Mal seit dem Regierungswechsel um einen nationalen Index, der somit nicht nur die Stadt Buenos Aires und Umgebung (Groß Buenos Aires) umfasst, wie es bis Mai der Fall war, sondern das ganze Land. Bei einem landesweiten Index verwässern sich die Tariferhöhungen für öffentliche Dienste, die in Groß Buenos Aires höher als im Landesinneren sind, eben weil die Tarife hier viel niedriger sind als sonst im Land, so dass die Zunahme zum Teil nur eine Angleichung an die Provinzen darstellt. Es wurde seit langem bestandet, dass ausgerechnet die reichste Gegend des Landes, nämlich die Bundeshauptstadt, die niedrigsten Tarife für öffentliche Dienste hat, und somit auch die höchsten Subventionen erhält. Im Juni spielt die Tarifzunahme eine geringe Rolle; aber in Zukunft werden Tariferhöhungen wohl mehr ins Gewicht fallen. Da die Löhne jetzt in den meisten Arbeitsverträgen an die Entwicklung des Indices der Konsumentenpreise gebunden wurden, ist es wichtig, dass dieser Index weniger steigt. Und das wird durch den Übergang auf einen landesweiten Index erreicht.

			Das INDEC veröffentlicht jetzt auch einen Index der sogenannten “Kerninflation”, bei dem außerordentliche Entwicklungen und saisonale Faktoren nicht berücksichtigt werden. In den USA wurde seinerzeit dieses Konzept eingeführt, als der Erdölpreis in den Höhe sprang und dabei allgemein die Energiepreise mitriss. Mit dem Begriff der Kerninflation soll vermieden werden, dass außerordentliche Umstände eine allgemeine Wirkung haben, wie es bei einer faktisch stark indexierten Wirtschaft wie der argentinischen der Fall ist. Indessen wird der Index der Kerninflation allgemein wenig beachtet. Im Juni lag die Zunahme der Kerninflation leicht unter 1,3%, also über dem allgemeinen Index, so dass das Thema in diesem Fall keine Bedeutung hat.

			Das Land wurde beim neuen Index in sechs Regionen aufgeteilt: Groß Buenos Aires, Pampagegend, Nordosten, Nordwesten, Cuyo und Patagonien. Die Zahl der erhobenen Preise wurde von 90.000 auf 320.000 erhöht. Der Index lag in Groß Buenos Aires und dem Nordosten mit 1,4% über dem landesweiten Durchschnitt, und in den anderen Gegenden darunter.

			Im Juni entfallen die höchsten Zunahmen auf Freizeit- und Kulturausgaben (+2,3%), Wohnung und damit verbundene öffentliche Dienste (+1,8%) und Gesundheitsbetreuung (+1,5%), während die niedrigsten Zunahmen auf alkoholische Getränke und Zigaretten (0,7%), Transport (+0,7%), Nahrungsmittel und nicht alkoholische Getränke (+0,9%) und Bekleidung (0,9%) entfallen. Wenn man einzelne Produkte berücksichtigt, so fallen die Preisveränderungen sehr unterschiedlich aus. Im Juni gab es bedeutende Zunahmen bei Kopfsalat (+8,2%), Brot (+6,8%) und Tomaten (+5,5%), während es Abnahmen bei Zitronen (-6%), Kartoffeln (-6%), Orangen (-4,3%) und Huhn (-3,3%) gab. Einige Preisveränderungen sind saison- und klimabedingt, während andere nur auf Angebot und Nachfrage und Kostenerhöhungen beruhen.

			Was die Preiserhebung in letzter Zeit erschwert hat, ist die Einführung von Mengenrabatten und auch Rabatten an bestimmten Tagen und bestimmten Zahlungsformen, die bei den Supermärkten zur Regel geworden ist. Die Preise für einzelne Produkte pflegen bei den verschiedenen Geschäften unterschiedlich zu sein, wobei verderbliche Lebensmittel oft viel billiger verkauft werden, weil der Einzelhändler sie sonst wegwerfen muss, so dass ein Konsument, der sich die Mühe nimmt, all dies zu berücksichtigen, billiger kauft als der Durchschnitt, den das INDEC berechnet. Ebenfalls bestehen bei öffentlichen Diensten Sozialtarife, die viel niedriger sind und für ärmere Haushalte gelten.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaft
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,27, gegen $ 17,40 eine Woche zuvor, und lag dabei um 6,8% über Ende Dezember 2016. Der Markt hat sich nach dem Sprung der Vorwoche wieder beruhigt, und auch die Umsätze gingen zurück. Die Devisenreserven der ZB lagen mit u$s 48,32 Mrd., leicht über der Vorwoche, als es u$s 47,79 Mrd. waren. Die ZB hat somit keine Devisen aus ihrem Bestand verkauft, um den Kurs zu drücken. Der Rofex-Terminkurs lag zum 29. Juni 2018 bei $ 20,03, was einen Jahreszinssatz von 18,74% zum Ausdruck bringt. 

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 0,68% zurück, lag jedoch um 31,59% über Ende 2016.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere weisen in einer Woche zum Mittwoch eine leichte Besserung auf, mit folgenden Kurszunahmen: Argentina 2019: +0,19%: Argentina 2021: +0,19%; Argentina 2026: +0,89%; Argentina 2046: +1,47%; Bonar 2024: +0,52%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 385 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 365,03) und bei 24 Karat zu $ 550 ($ 521,47).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 10.7.17 um 25,85%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm um 29,38% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 10.7.17 um 23,05% auf $ 1,68 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 26,51% auf $1,11 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 94,88% auf $ 30,16 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 101,30% auf u$s 13,27 Mrd. zu. 

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den das Studienzentrum des Spitzenverbandes der Industrie, die “Unión Industrial Argentina”, berechnet, verzeichnet im Mai eine Zunahme von 2,2%. Dennoch liegen die ersten 5 Monate 2017 um 1,9% unter dem Vorjahr. Die Zunahme ist auf Kfz (+13,8%), nicht metallische Erze (12,3%) und Nahrungsmittel und Getränke (+3,9%) zurückzuführen, die durch Abnahmen auf anderen Bereichen, besonders Textilien und Druckereien und Verlage, zum großen Teil ausgeglichen wurden. 

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese ermittelt, weist im Juni eine Zunahme von 1,5% aus, womit die ersten 6 Monate 2017 auf 13% und 12 Monate zum Juni auf 23,4% gelangen. Die Zunahmen liegen über denen des INDEC, was sich vornehmlich durch die höhere Wägung öffentlicher Dienste erklärt.

			***

			Personen, die in Argentinien wohnhaft sind, haben per Ende März 2017 Depositen in Dollar im Ausland und Dollarscheine im Land für u$s 240,06 Mrd., fast u$s 8 Mrd. mehr als Ende 2015, hat das INDEC bekanntgegeben. Die Auslandsschuld der Bundesregierung, der Provinzen und der Gemeinden erreichte Ende März 2017 u$s 131,75 Mrd., u$s 40,15 Mrd. mehr als Ende Dezember 2015. 78% der Schuld entfällt auf Staatstitel und 22% auf Kredite. Die gesamte Staatsschuld übertrifft Ende März 2017 u$s 300 Mrd., wobei etwa die Hälfte innerstaatliche Schuld ist, also des Schatzamtes gegenüber der ZB, der ANSeS, der Banco Nación u.a. staatlichen Ämtern. 

			***

			Die Regierung hat einen Vertrag mit Amazon Web Services abgeschlossen, das sich auf Speicherung von Daten in der sogenannten “Wolke” bezieht. Amazon betreibt mehrere Riesenspeicher von Daten, die von Unternehmen und Regierungen verwendet werden, weil dies billiger ist, als eigene Datenspeicher einzurichten.Es wurde nicht bekannt, welche Daten des Staates jetzt von Amazon gespeichert werden. Dieses Abkommen ist ein weiterer Schritt bei der Einführung der Informatik im staatlichen Bereich, um die sich Modernisierungsminister Andrés Ibarra intensiv kümmert.

			***

			Im Juni wurden Hypothekarkredite für Eigenwohnungen für $ 3,72 Mrd. erteilt, sieben Mal so viel wie im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die ZB. Bei einem Durchschnitt von $ 1,3 Mio. pro Kredit bedeutet dies, dass 2.900 Personen oder Familien einen Kredit erhalten haben, mit dem sie eine Wohnung kaufen. Im ersten Halbjahr 2017 betrugen diese Kredite insgesamt $ 14,86 Mrd., 52% mehr als der gesamten Betrag, der 2016 gewährt wurde. Es handelt sich um 11.400 Einzelfälle, gegen 7.500 im ganzen Vorjahr. Diese Kredite werden mit dem UVA-Index berichtigt, den die ZB auf Grund des INDEC-Indices der Konsumentenpreise aufstellt. Das legale Problem, das hier besteht, liegt darin, dass Indexierungen durch das Konvertibilitätsgesetz verboten sind, wobei dieses Gesetz in dieser Beziehung nicht ausser Kraft gesetzt wurde. Es ist dringend notwendig, dass dies jetzt geschieht. Von den Krediten, die im Juni 2017 erteilt wurden, entfallen 64,6% auf die drei grossen staatlichen Banken (Banco Nación, BAPRO und Banco Ciudad) und der Rest auf Privatbanken. 

			***

			Der Rindfleischkonsum lag im Mai 2017 bei 57,2 kg. pro Kopf, 4,2% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Fleischwirtschaft CICCRA. Dies hängt damit zusammen, dass der Preis für Rindfleisch, den der Konsument zahlt, in 12 Monaten 18% zugenommen hat, gegen eine allgemeine Zunahme der Konsumentenpreise von 24,7%. Rindfleisch ist somit relativ billiger geworden.

			***

			Die Verhandlung über die Erneuerung des Arbeitsvertrages der Lastwagenfahrer, geleitet von Hugo Moyano, endete in der Vorwoche mit einer Lohnzulage von 23%, die in drei Etappen gezahlt wird: 11% im Juli, 6% im November und 6% im März 2018. Somit liegt die durchschnittliche Erhöhung für die Periode von 12 Monaten unter 20%. Dennoch wies Moyano darauf hin, dass es effektiv 26,3% sein werden, weil verschiedene Teile des Lohnes stärker erhöht werden.

			***

			Durch Dekret 485/17 hat die Regierung verfügt, dass Überweisungen über Internet von der Schecksteuer ausgeschlossen sind, die bisher auch diese Zahlungen mit insgesamt 1,2% belastet. Dadurch erhalten diese Zahlungen, die hauptsächlich den Scheck ersetzen, einen großen Impuls. Ohnehin erfolgt schon ein großer Teil der Zahlungen von Unternehmen über Internet, weil dies auf der einen Seite die Ausstellung und Übergabe des Schecks und auf der anderen die Registrierung und Hinterlegung bei einer Bank erspart, wobei auch die Bank Arbeit der Kassierer u.a. spart. Dennoch ist die Zahlung per Internet in vielen Fällen nicht möglich, weil sie die Empfänger der Zahlung nicht zulassen. Jetzt dürften auch diese ihre Haltung ändern. Vordatierte Schecks, die als kurzfristiges Kreditinstrumente üblich sind, werden jetzt gegenüber Sofortzahlung per Internet steuerlich diskriminiert. Der Fiskus verliert indessen durch diese Maßnahme Einnahmen von mehreren Milliarden Pesos pro Monat.

			***

			Der Mengenumsatz von Obst und Gemüse nahm im Zentralmarkt von Buenos Aires (an der Ausfahrtstraße nach Ezeiza) dieses Jahr gegenüber dem Vorjahr um 35% bis 40% ab, schätzt der Präsident des Verbandes der Grossisten dieses Marktes, Fabián Zeta. Der Verband der Obst- und Gemüsenhändler UFHA (“Unión Frutihortícola Argentina”) schätzt die Abnahme auf 30%. Laut Zeta beruht diese Entwicklung u.a. auf dem Import von Kartoffeln, Zwiebeln und Äpfeln, der jedoch unbedeutend ist. Es ist eher anzunehmen, dass die direkte Lieferung von Landwirten, die Obst und vor allem Gemüse erzeugen, an die Supermärkte und den Einzelhandel im Allgemeinen zugenommen hat. Denn es gibt keinen Hinweis, dass der Konsum von Obst und Gemüse stark abgenommen hat.

			***

			Beim Kraftwerk von Rio Turbio, Provinz Santa Cruz, tauchen weitere Probleme auf. Jetzt hat ein Richter verfügt, dass es nicht in Betrieb genommen werden darf, bevor nicht bestimmt wird, was mit den 24.000 Tonnen Asche geschieht, die täglich entstehen. Das Kraftwerk steht ohnehin still, nachdem es im Oktober 2015 von der Präsidentin Cristina Kirchner in Betrieb genommen wurde, allerdings nur mit einem Teil. Doch danach gab es ein Problem mit dem Kessel, und es wurde nach 20 Tagen stillgelegt. Ohnehin reichte die Kohle nicht aus, um es zu betreiben. Es fehlen angeblich noch 15% (des gesamten Investitionsbetrages), um das Kraftwerk zu vollenden. Das staatliche Kontrollamt Sigen hat ermittelt, dass das Kraftwerk u$s 1,72 Mrd. gekostet hat, also u$s 7,2 Mio. pro MW, drei Mal so viel wie der durchschnittliche internationale Preis von u$s 2,4 Mio. pro MW.

			***

			Die Erdölförderung lag im Mai mit 2,31 Mio. cbm. um 6% unter dem gleichen Vorjahresmonat, und die Gasförderung lag mit 3,78 Mrd. cbm. um 1,8% unter dem Vorjahr. In 5 Monaten 2017 waren es 11,48 Mio. cbm. Erdöl (-8,1%) und 18,36 Mrd. cbm. Gas (-0,8%). Die Erdölproduktion liegt dieses Jahr auf etwa dem gleichen Stand wie vor 36 Jahren und 40% unter dem Rekord von 1998.

			***

			Eine Untersuchung der auf Erdöl- und Gasprobleme spezialisierten Consulting-Firma Wood Mackenzie weist darauf hin, dass die Gas- und Erdölförderung des Gebietes von Vaca Muerta, Provinz Neuquén, auch ohne neue Investitionen von 58.000 cbm 2017 auf 91.000 cbm. 2018 steigen wird. Hier wird Gas in Erdöleinheiten umgerechnet. Beim Erdöl soll die Zunahme 56% und beim Gas 83% betragen. 

			***

			Die Zahl der eingereichten Klagen wegen Arbeitsunfällen und -krankheiten lag in der Bundeshauptstadt in den Monaten April und Mai 2017 mit 7.787 Fällen um 19,8% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Das ist eine direkte Folge der Reform des Gesetzes, die ein Gutachten einer offiziellen ärztlichen Kommission fordert.

			***

			Der Gesamtwert der diesjährigen Ernte von Getreide und Ölsaat wird trotz höherer Produktion mit u$s 35,39 Mrd., um 1,6% unter dem Vorjahr liegen, weil die Preise durchschnittlich niedriger waren, hat das Institut für Fiskalstudien IARAF berechnet.

			*** 

			Im Juni wurden 136.787 gebrauchte Kfz verkauft, 28,94% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Agenturenkammer CCA (“Cámara de Comercio Automotor”). Im ersten Halbjahr 2017 waren es 811,696 Einheiten, 13,5% über dem Vorjahr. Für jedes neue Kfz. wurden im ersten Halbjahr 2017 1,8 gebrauchte verkauft. Insgesamt haben somit 1,26 Mio. Inhaber von Automobilen, Lastwagen oder Nutzfahrzeugen ihre Einheit gewechselt oder zum ersten Mal eine gekauft.

			***

			Die ZB hat einen weiteren Schritt bei der Abschaffung der Devisenbewirtschaftung getan. Durch Mitteilung A 6244 der ZB wurde bestimmt, dass Überweisungen aus dem Ausland direkt auf ein lokales Dollakonto des Empfängers gutgeschrieben werden, statt automatisch in Pesos umgewandelt zu werden. Somit entfällt zunächst die Provision für den Umtausch von Dollar und Pesos, was besonders wichtig ist, wenn der Dollarbetrag dann für Zahlungen im Ausland eingesetzt wird. Für Exporteure von Dienstleistungen ist dies von besonderer Bedeutung. 

			***

			Die Aufsichtsbehörde der Arbeitsrisikoversicherunsgesellschaften (SRT, Superintendencia de Riesgos de Trabajo) hat ermittelt, dass von den Arbeitsunfällen und -krankheiten 62% auf Männer und nur 38% auf Frauen entfallen. Beim Verlust von Arbeitstagen und arbeitsbehindernden Folgen entfallen 80% auf Männer und nur 20% auf Frauen. Von den 428 Todesfällen des Jahres 2015 entfielen 98% auf Männer und nur 2% auf Frauen. Dies ist jedoch auch darauf zurückzuführen, dass gefährliche Arbeiten, wie bei der Bauwirtschaft, von Männern vollzogen werden.

			***

			Die gerichtlichen Klagen wegen Arbeitsunfällen, die auf die Fahrt zum Arbeitsplatz entfallen, (“in itinere”) haben sich in den letzten 12 Jahren vervierfacht, so dass ihr Anteil an den gerichtlichen Klagen von 5,9 auf 21,6% gestiegen ist. Im Gegensatz dazu, sind die Klagen wegen Berufskrankheiten von 32,5% auf 21,4% gefallen. Bei den Unfällen auf der Reise ist es oft schwer festzustellen, ob es sich nicht um einen Unfall in der Wohnung oder sonstwo handelt. Es ist begreiflich, dass bei Richtern, die prinzipiell für den Arbeitnehmer eingestellt sind, in den Kirchner-Jahren die Klagen wegen falschen Unfälle zugenommen haben.

			***

			Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Deputierten als Durchschnitt privater Indices berechnet, benannt “Kongressindex”, ergibt für Juni eine Zunahme von 1,3%. In sechs Monaten 2017 sind es 11,7% und in 12 Monaten zum Juni 23,4%. 

			***

			Der Construya-Index, den die großen Lieferanten von Materialien für die Bauwirtschaft (Zement, Ziegelsteine, Rundeisen, Farben, u.s.w.) auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, weist im Juni eine interannuelle Zunahme von 17% auf, und gegenüber Mai 2017 eine von 5,1%. Somit liegt das erste Halbjahr um 5,7% über dem Vorjahr.

			***

			Die Interamerikanische Entwicklungsbank (BID) hat einen Kredit von u$s 20 Mio. für den Bau des Tunnels Agua Negra bewilligt, der die argentinische Provinz San Juan mit Chile verbindet und insgesamt u$s 40 Mio. kosten soll. Mit diesem Tunnel wird der Lastwagenverkehr nach Chile stark erleichtert, was die Frachten verbilligt und für den Export von Gütern nachdem fernen Orient über chilenische Häfen wesentlich ist.

			***

			Das Steueramt hat am Mittwoch begonnen, zu viel gezahlte Steuern, die auf 76.000 Steuerzahler entfallen, zurückzugeben. Es handelt sich um Vorschüsse auf die Steuer auf persönliche Güter, die auf das Jahr 2016 entfallen, jedoch von der Steuer im Weißwaschungsgesetz ausgenommen wurden, weil es sich um Personen handelt, die als “gute Steuerzahler” eingestuft wurden. Insgesamt haben 541.000 Steuerzahler die Rückgabe gezahlter Steuern gefordert, davon 263.000 die Gewinnsteuer und 278.000 die Steuer auf persönliche Güter. Es ist eine Neuigkeit, dass das Steueramt zu viel gezahlte Steuern zurückgibt, wie es in den USA u.a Ländern üblich ist. Viele Steuerzahler haben Saldi bei der MwSt., die sie weder kassieren, noch gegen andere Steuern verrechnen können. Eventuell ändert sich das jetzt, nachdem das Steueramt seine prinzipielle Haltung geändert hat.

			***

			Die Rinderschlachtungen lagen im 1. Halbjahr 2017 mit 6,15 Mio Tieren um 3,6% über dem Vorjahr, und die Fleischproduktion lag mit 228.000 Tonnen um 1,6% über dem Vorjahr, was auf ein geringeres durchschnittliches Gewicht hinweist. Dabei sollte das Gewicht der Rinder allgemein höher sein. Der Export erreichte in 5 Monaten 2017 66.635 Tonnen, 18,5% mehr als im Vorjahr. Der Rindfleischkonsum pro Kopf betrug hochgerechnet auf ein Jahr 57,5 kg, 2% über dem Vorjahr.

			***

			Die Regierung ist gegen Personen vorgegangen, die unter der Regierung von Cristina K. Importgenehmigungen (DJAI, “declaración jurada anticipadas de importación”) erhalten hatten und daraufhin Devisen zum offiziellen Kurs (der damals um ca. 30% unter dem Schwarzkurs lag) an Schattenfirmen im Ausland überwiesen, wobei der Import, für den diese Zahlungen bestimmt waren, nicht stattfand. Die Devisen wurden einfach zum Schwarzkurs verkauft, und dabei ergab sich ein üppiger Gewinn. Jetzt wurden Haussuchungen verfügt und 11 Personen verhaftet, die angeblich u$s 300 Mio. für nicht getätigte Importe überwiesen haben, so dass sie dabei über u$s 100 Mio. verdient haben. Es fällt auf, dass das Manöver erst jetzt aufgedeckt wurde, obwohl das Zollamt und die ZB schon 2015 hätten wissen müssen, dass die gezahlte Ware nicht effektiv importiert wurde.

			***

			Das Transportministerium gab bekannt, dass es Ende Monat die Zuteilung des Baus von 6.700 km Straßen (darunter 1.300 km Autobahnen, 2.700 km neue Überlandstraßen und dann auch Erneuerung und Instandhaltung während 15 Jahren bei den weiteren Straßen) im Rahmen des neuen Systems der öffentlich-privaten Zusammenarbeit (PPP, “participación público privada”) einleiten werde. Die Gesamtinvestition beläuft sich auf $ 130 Mrd., von denen der Staat $ 70 Mio. beisteuern wird, und $ 60 Mrd. privater Beitrag sein sollen. Die Unternehmen, die die Zuteilung erhalten, sollen den investieren Betrag über Mautgebühren zurückgezahlt erhalten. Wo jedoch keine Gebühr besteht, muss der Staat einen vorbestimmten Betrag in Raten zahlen. Wie dieser berechnet wird, und wie die Zahlung gesichert wird, wurde nicht mitgeteilt. In den 90er Jahren wurde die Instandhaltung von Straßen an Privatunternehmen vergeben, die einen festen Betrag pro km erhalten sollten, der jedoch schließlich nicht oder nur schleppend gezahlt wurde, so dass das (gute) System faktisch außer Kraft gesetzt wurde. 

			*** 

			Im ersten Halbjahr 2017 betrugen die Subventionen für Aerolineas Argentina $ 2,3 Mrd., was 76,67% des Plansolls für ganz 2017 beträgt und $ 13 Mio. pro Tag ausmacht. Dies geht aus Angaben des Schatzministeriums hervor. 2016 erhielt AA Subventionen von $ 4,5 Mrd. 2015 hatte AA Subventionen für $ 5,33 Mrd erhalten (64% über dem Plansoll), was bei Berücksichtigung der Inflation heute gut doppelt so viel wäre. Die Macri-Regierung hat einen großen Fortschritt erreicht, der jedoch nicht ausreicht.

			***

			Das staatliche Postunternehmen “Correo Argentino” hat eine interne Diskussion in der Regierung entfacht, nachdem das Fernverbindungsministerium nach dem Übergang von Oscar Aguad auf das Verteidigungsministerium mit dem Modernisierungsministerium, geleitet von Andrés Ibarra, fusioniert wird. Das Unternehmen wird dieses Jahr mit einem Verlust von schätzungsweise $ 2 Mrd. abschließen. Angeblich sollen 4.000 Angestellte von insgesamt 16.689 entlassen werden, und die Zahl der 1.600 Postämter halbiert werden. Doch auf der anderen Seite ist das Postunternehmen mit der Organisation der kommenden Wahlen betraut, und muss in diesem Sinn dafür sorgen, dass 14.500 Schulen u.a. Gebäude für Wahlzwecke eingesetzt werden und 98.700 Urnen verteilt werden. Außerdem zahlt die Post auch 126.205 Pensionen und Hinterbliebenenrenten, 271.154 Kindergelder, 300.00.019 Familienlöhne, 85.981 Pläne “Progresar” und 1.072 Arbeitslosensubventionen. All dies bedeutet Kosten für die Post, die außerdem per Gesetz gezwungen ist, den Dienst in unrentablen Gegenden zu bieten. Das Grundproblem der Post besteht jedoch darin, dass der Briefverkehr infolge der Verwendung von Internet-Verbindungen stark abgenommen hat.

			***

			Die ZB hat letzte Woche den Referenzzinssatz bei 26,25% beibehalten, der jetzt schon 13 Wochen mit geringen Veränderungen gilt. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien wurden im 1. Halbjahr 2017 1,26 Mio. Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge erzeugt, 23,3% über der gleichen Vorjahresperiode. Der Export lag dieses Jahr um ca. 50% über dem Vorjahr.

			***

			In Mexico wurden im 1. Halbjahr 2017 1,88 Mio. Kfz erzeugt, 12,6% mehr als im Vorjahr, wobei die Exporte um 14% über dem Vorjahr lagen. Trotz der Drohungen von Trump, wurden mehr Kfz an die USA geliefert.

			***

			Die Regierung rechnet für Chile in diesem Jahr mit einem BIP-Wachstum von nur 1,5%, nachdem ursprünglich 2,25% vorgesehen waren. Es handelt sich um die niedrigste Zunahmerate seit 2009.

			***

			In Brasilien setzt sich Präsident Michel Temer mit seiner tiefgreifenden Reform des Arbeitsrechtes durch. Der Senat genehmigte mit 50 gegen 26 Stimmen, bei einer Enthaltung, das Gesetzesprojekt der Regierung, dass folgende Reformen vorsieht: 1. Unternehmensabkommen haben Vorrang vor Gesamtarbeitsverträgen; 2. Ferien können aufgeteilt werden; 3. Unterbrochene Arbeit wird gestattet, mit Zahlung von Stunden oder Tageslöhnen, statt Monatslöhnen; 3. Die Beiträge für die Gewerkschaftskasse sind nicht mehr obligatorisch. Die Reform soll dazu dienen, die Beschäftigung zu erleichtern und der hohen Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken, die 13,8 Mio. Menschen, gleich 13,3% der aktiven Bevölkerung, umfasst.

			***

			Ein privates Konsortium hat im Golf von Mexiko ein großes Ölfeld entdeckt. In dem Block vor der Küste des Bundesstaats Tabasco werden Ölreserven von 1,4 bis 2 Mrd. Barrel vermutet, wie das mexikanische Unternehmen Sierra Oil & Gas am Mittwoch mitteilte. Es wird die Vorkommen gemeinsam mit den US-Firmen Talos und Premier Oil ausbeuten. Fast 80% der Gewinne gehen an den mexikanischen Staat. Es handele sich um die erste Entdeckung eines neuen Ölfeldes seit der Liberalisierung des Energiemarktes in Mexiko, die 2013 eigeleitt wurde. (dpa)

			***

			Geschäftsnachrichten

			Beurer

			Dieses deutsche Unternehmen, der weltweit einzige Lieferant für neue integrale Produktlinien für die Gesundheitspflege und die persönliche Körperpflege, hat sich in Argentinien niedergelassen, und bringt gleich 20 Produkte auf den Markt. Es handelt sich dabei um digitale Waagen mit mehrfachen Funktionen, Bürsten für die Gesichtsreinigung, elektronische Feilen, elektronische Stimulierungsgürtel, Uhren für Pulsmessung, und Umschläge für Muskelstimulierung. Abel Dzienciolski, Geschäftsführer der Firma in Argentinien, will dieses Jahr 30.000 Einheiten verkaufen und dabei 5000 Verkaufsstellen haben, darunter Apotheken, Parfümerien und Geschäfte für Haushaltsprodukte. Die Firma Beurer wurde 1919 in Ulm gegründet, wo sich die Zentrale befindet, und befindet sich auch heute in Händen der Gründerfamilie.

			Mann+Hummel
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			Dieses deutsche multinationale Unternehmen hat jetzt auch ein Büro in Bogotá, Kolumbien, eröffnet, und verfügt in diesem Land auch über Verkaufslokale. Diese Filiale wird auch Ecuador und Peru bedienen und die Produkte der Marken Mann-Filter und Wix-Filters liefern. Insgesamt ist Mann+Hummel jetzt in neun Orten in vier lateinamerikanischen Ländern präsent. Der Konzern ist weltweit führend auf dem Gebiet der Filtertechnik und erzeugt auch sogenannte “Symposers” aus Kunststoffen. Er hat eine Gesamtbelegschaft von 16.000 Personen in seinen 60 Filialen auf der ganzen Welt. 2016 betrug der Gewinn E 3 Mrd. Mit der Übernahme der Affinia-Gruppe kommen jetzt 4500 Angestellte in 10 Fabriken hinzu.

			Ledesma

			Dieses Großunternehmen, das eine große Zuckerfabrik in Jujuy betreibt, mit großen eigenen Zuckerrohrpflanzungen, und auch Papier, Alkohol, Bioethanol, Fruchtzucker, Zitrusobst u.a. Produkte erzeugt, hat jetzt mit der Firma Eternum Energy die Gesellschaft “Ledesma Renovables” gebildet, für die u$s 2,3 Mio. bestimmt werden, um Stromerzeugung auf Grund von Sonnenenergie u.a. sauberen Quellen zu betreiben. Ledesma hält 53% an der neuen Firma. Eternum Energy ist eine lokale Firma, die 2016 von Marcelo Landó (ehemaliger Ledesma-Mitarbeiter) und Roberto Minguez, gegründet wurde. Das neue Gesetz über saubere Energien bestimmt, dass die großen Energiekonsumenten in den nächsten Jahren 8% ihres Energiekonsums mit Energie decken müssen, die vornehmlich aus Sonnen- und Windkraftwerken stammt. In Jujuy scheint die Sonne das ganze Jahr sehr intensiv, so dass die Voraussetzung für Sonnenkraftwerke gegeben ist.

			Techint

			Dieser Konzern erhielt die Zuteilung für die zweite Etappe des Baus der “argentinischen Zentrale für modulare Elemente” (benannt Carem 25), bei der es sich um einen ersten Reaktor von niedriger Leistung handelt, der mit lokaler Technologie bei Zárate gebaut wird. Es handelt sich um einen Auftrag von u$s 70 Mio., und die Bauzeit wurde auf 25 Monate veranschlagt. Techint hatte nicht die billigste Offerte vorgelegt, stand aber bei der Technologie an erster Stelle. Die erste Etappe dieses Objektes wurde direkt von einer Abteilung des Kernkraftwerkes Atucha II vollzogen. Doch die Macri-Regierung hat bestimmt, dass es keinen Sinn hat, dass ein Unternehmen, das Kernkraftwerke betreibt, auch Infrastrukturprojekte übernimmt. Das Energie- und Bergbauministerium muss jetzt noch die Montage des Kernreaktors für dieses Projekt ausschreiben. 

			Linx

			Dieses brasilianische Informatik-Unternehmen hat das argentinische Software-Unternehmen Synthesis für u$s 16,3 Mio. in bar gekauft, wobei eventuell noch u$s 9,5 Mio. hinzukommen, wenn bestimmte finanzielle Ziele eingehalten werden. Synthesis hatte in den letzten 12 Monaten einen Umsatz von ca. u$s 7 Mio, und spezialisiert sich auf Software für Automatisierung von Verkaufsstellen, elektronische Zahlungen und Informatik für große Einzelhandelsketten. Die Firma ist vornehmlich in Argentinien, aber auch in Mexiko tätig, und zählt mit erstklassigen Kunden wie YPF und Cencosud.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Die doppelspurige Konjunkturentwicklung

			Die wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten Monaten leicht gebessert, so dass die Wirtschaftler, die die Konjunktur untersuchen, für dieses Jahr mit einer Zunahme des Bruttoinlandsproduktes von 2,5% bis 3% rechnen. Das würde knapp ausreichen, um den Rückgang des vorangehenden Jahres auszugleichen. Ob 2017 nur eine kurze Aufwärtswelle aufweist, wie sie in den vergangenen Jahren mehrmals aufgetreten ist, die von einer neuen Rezession gefolgt wird, oder ob es der Beginn einer Erholung ist, die mehrere Jahre dauert, lässt sich vorerst nicht sagen. Man kann jedoch davon ausgehen, dass eine Regierung, die prinzipiell vernünftig handelt, ohne Korruption und mit Eingliederung in die Welt, gute Bedingungen auf ein langfristiges Wachstum schafft, so dass die Stagnation, die per Saldo seit 2011 besteht, überwunden wird. Chinesische Wachstumsraten sollte man dabei jedoch nicht erwarten. Aber wenn es jedes Jahr in Folge 3% sind, bei einer Zunahme der Bevölkerung von 1,5% pro Jahr, dann ist es auch in Ordnung, umso mehr als viele qualitative Fortschritte hinzukommen dürften, von denen viele (Mehr Sicherheit, effektiver Umweltschutz, bessere Erziehung, Zugang zu einer menschenwürdigen Wohnung u.a.) wichtiger als die BIP-Zunahme sind.

			Die Konjunktur ist gegenwärtig doppelspurig, mit Bereichen, die eine sichtbare Besserung aufweisen, und anderen, denen es schlechter als im Vorjahr geht. Das durchschnittliche Wachstum besagt daher für die einzelnen Bereiche sehr wenig. Man kann schließlich auch in einem See ertrinken, der eine durchschnittliche Tiefe von einem Meter hat.

			Der Landwirtschaft der sogenannten “feuchten Pampa” geht es viel besser, was sich auch auf die Lieferanten von Maschinen und Chemikalien für diesen Bereich auswirkt, auch auf die Nachfrage nach Nutzfahrzeugen (“Pick-ups” u. dgl.) sowie auf Werkstätten und den Handel in den Dörfern der Gegend. Die Verdoppelung der Weizenernte und der Sprung bei der Maisernte sind keine Kleinigkeiten, umso mehr als die Landwirte jetzt den vollen Preis erhalten. Auch bei der Rinderwirtschaft gibt es einen Fortschritt, der in der Aufstockung des Bestandes und höheren Lieferungen zum Ausdruck kommt. 

			Ebenfalls ist die Bauwirtschaft in Schwung gekommen, wie es die Zunahme des Zementkonsums zeigt, der im Juni um 16,1% über dem gleichen Vorjahresmonat lag. Der Asphaltkonsum stieg in dieser Periode sogar um 83%, was sich jedoch nur auf Straßenbau- und Reparatur bezieht. Der INDEC-Index der Bauwirtschaft, benannt ISAC, lag im Mai um 10,3% über dem Vorjahr, und die ersten 5 Monaten 2017 lagen um 5,1% über dem Vorjahr. Im staatlichen Bereich sind jetzt viele Bauten eingeleitet oder fortgesetzt worden, die wegen der Prüfung der Verträge und der Ausschreibungen der Kirchner-Regierung und der Sorgfalt, mit der dies unter der Macri-Regierung gehandhabt wird, stillgelegt worden waren. Und im privaten Bereich wird als Folge der Weißwaschung und der starken Zunahme der Kredite für Eigentumswohnungen auch mehr gebaut. Der Aufschwung kommt hier auch in der betonten Zunahme der Immobilienübertragungen zum Ausdruck, die allein in der Stadt Buenos Aires in Werten im Mai fast doppelt so hoch wie im Vorjahr lagen.

			Auffallend ist auch die Zunahme der Zahl der Passagiere bei Inlandsflügen, von 21% im Juni und 14% im ersten Halbjahr, in beiden Fällen verglichen mit dem Vorjahr. Die Junizahl kann als eine bessere Konjunktur beim Wintertourismus ausgelegt werden. Es gibt noch mehrere Bereiche, wo eine auffallende Besserung eingetreten ist, wie z.B. bei Motorrädern, von denen im Juni 55% und im ersten Halbjahr 2017 50,6% mehr als im Vorjahr verkauft wurden.

			Auf der anderen Seite ist der Binnenkonsum schwach. Die Umsätze des Einzelhandels, besonders der Supermärkte und Shopping-Centers, liegen im 1. Halbjahr in Mengen unter dem Vorjahr. Die Erhöhung der Tarife für öffentliche Dienste hat eben das für den Konsum im allgemeinen verfügbare Einkommen verringert. Dabei leiden dauerhafte Konsumgüter besonders stark unter dieser Lage, was an erster Stelle Bekleidung betrifft. Denn diesen Konsum kann man hinausschieben. 

			Dennoch kommt dies bei der MwSt. nicht zum Ausdruck, die im Mai eine interannuelle Zunahme von 29,8% und im ersten Halbjahr eine von 24,4% ausweist. Das ist etwas mehr als die Inflation. Auch die Schecksteuer weist mit einer Zunahme von 28,1% im Juni und 30,6% im ersten Halbjahr auf eine positive Konjunkturentwicklung hin. Hier wirken sich allerdings auch die gutgehenden Bereiche aus, die einen Ausgleich für die schlechtgehenden schaffen.

			Wenn das Einkommen nicht ausreicht, um den täglichen Bedarf zu decken, ändert die Gesellschaft ihre Konsumgewohnheiten, mit einem Übergang auf billigere Produkte. Markenprodukte erleiden dabei eine geringere Nachfrage, die auf zweite Marken übergeht. Ebenfalls geht der Konsum von relativ teuren Nahrungsmitteln auf Teigwaren über. Bestimmte Produkte und Unternehmen profitieren somit von dieser Entwicklung. Die Rezession schafft überall strukturelle Änderungen, die dann auch in der Aufschwungphase andauern. Hinzu kommt noch die Wirkung des technologischen Fortschrittes, der besonders bei der Informatik stark auftritt, der auch Änderungen des Konsums herbeiführt. Was gegenwärtig für Mobiltelefone u.a elektronischen Produkte ausgegeben wird, liegt weit über dem Niveau, das vor einem oder zwei Jahrzehnten bestand. Dieser Konsum geht auf Kosten von anderen Gütern und Dienstleistungen.
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			Eine effektive Bekämpfung der Steuerhinterziehung

			Die Regierungen, und besonders die für Steuern und Sozialabgaben zuständigen Beamten, weisen traditionell auf die hohe Hinterziehung hin, die in Argentinien besteht, tun aber dann nichts, um das Problem zu lösen. Man hat den Eindruck, dass sie einfach nicht wissen, wie sie dabei vorgehen müssten. Doch jetzt ist es das erste Mal, dass das Problem systematisch und von verschiedenen Seiten aus angegangen wird. Das Vorgehen gegen den Markt “La Salada”, wo Steuern und Sozialabgaben nur ausnahmsweise gezahlt wurden, ist ein Symbol für diese neue Politik.

			Die Steuerhinterziehung wird bei der Mehrwertsteuer auf etwa ein Drittel des theoretischen Betrages berechnet, der bei hundertprozentiger Zahlung eingenommen werden müsste. In den ersten Jahren dieser 1974 eingeführten Steuer, und dann erneut in den 80er Jahren, lag die Hinterziehungsrate bei ca. zwei Dritteln. Der Fortschritt, der danach erreicht wurde, wurde einmal durch systematische Arbeit des Steueramtes erreicht, und dann dank der Einführung eines integralen Computersystems vertieft. Die AFIP ist auf diesem Gebiet das am meisten fortgeschrittene staatliche Amt. Dennoch hat die Wirkung der Informatik auch Grenzen, wobei auch ein großer Teil der AFIP-Angestellten, vor allem die älteren Generationen, große Schwierigkeiten mit dem Umgang des Systems haben. 

			Bei der provinziellen Steuer auf den Bruttoumsatz ist die Hinterziehung höher als bei der MwSt., was nicht sein sollte und darauf beruht, dass die provinziellen Steuerämter nicht mit der AFIP zusammenarbeiten.

			Bei der Gewinnsteuer ist die Hinterziehung höher als bei der MwSt., vor allem bei selbstständig Tätigen und Kleinbetrieben, und hier besonders bei Dienstleistungen, und noch mehr in Dörfern des Landesinneren. Gesamthaft wird bei der Gewinnsteuer (die laut Präsident Macri jetzt Einkommenssteuer heißen soll, wie es auf der ganzen Welt der Fall ist, aber immer noch Gewinnsteuer heißt) mit einer Hinterziehungsrate von etwa der Hälfte des theoretisch einzunehmenden Betrages gerechnet. Das ist jedoch eine grobe Schätzung, wobei berücksichtigt werden muss, dass größere Unternehmen, die mehreren Kontrollen unterstehen und in den Fällen derjenigen, die ihre Aktien an der Börse kotieren, die Bilanzen veröffentlichen, nur minimal hinterziehen. Bestenfalls können sie Steuern umgehen, indem sie günstigere Möglichkeiten und Schlupflöcher nutzen, die ihnen das Steuersystem bietet. Bei Tochtergesellschaften ausländischer Firmen ist die Hinterziehung noch geringer, weil die lokalen Verwalter wissen, dass sie dann eine persönliche Verantwortung tragen. Doch auf der anderen Seite besteht bei Personen und schwer zu kontrollierenden Kleinbetrieben, und auch bei bestimmten Branchen, eine gigantische Hinterziehung. Hier müssen besondere Strategien entwickelt werden. 

			Bei der Vermögenssteuer, genannt “Steuer auf persönliche Güter”, besteht eine sehr hohe Hinterziehung, bestimmt weit über 50%, obwohl es sich meistens um Immobilien handelt, die in ein staatliches Register eingetragen sind. Hier wird jedoch auch mit den Werten gemogelt, was damit anfängt, dass beim Kauf ein viel niedrigerer Betrag angegeben wird. Außerdem werden die Werte nachher nicht mit der Inflation berichtigt. Die niedrigen Immobilienwerte wirken sich auch auf die provinzielle Immobiliensteuer aus. Beiläufig sei hier bemerkt, dass die offiziell festgesetzten Werte, benannt “Fiskalwerte”, die als Mindestwerte gelten, meistens unter einem Drittel des effektiven Wertes liegen. 1978 wurden die Provinzen vom Nationalstaat angewiesen, diese Werte auf 70% des Marktwertes festzusetzen, was sie jedoch nicht entfernt erfüllt haben. 

			Bei den Abgaben für das Rentensystem u.a. soziale Zwecke steht die Hinterziehung in direktem Zusammenhang mit der Schwarzarbeit, die ca. ein Drittel der Beschäftigten ausmacht, wobei es sich hier allerdings um Empfänger von niedrigen Löhnen und Arbeitseinkommen als Selbstständige handelt, so dass der Prozentsatz, bezogen auf die Lohnsumme, geringer ausfällt. Doch dann kommen noch die Fälle hinzu, wo ein Teil des Lohnes schwarz ist, und auch die Vermeidung der Zahlung durch Übergang auf selbstständige Arbeit und Zahlung der Einheitssteuer, die kaum kontrolliert wird, so dass auch viele auf dieses System übergegangen sind, die wegen ihres Einkommens u.a. Umständen nicht dafür qualifizieren. Das wird von der AFIP kaum kontrolliert, weil das Kontrollsystem für eingehende Prüfung von Einzelfällen gedacht ist, aber nicht für eine massive Kontrolle, die sich nur auf bestimmte Daten bezieht, wie Zahl der Arbeitnehmer, Stromkonsum u.a. 

			Bei den Importzöllen besteht auch eine hohe Hinterziehung, wegen Unterfakturierung und Schmuggel. Hier müsste die private Kontrolle wieder eingeführt werden, die von 1997 bis 2001 bestand, die sehr wirksam war. Hingegen ist die Hinterziehungsmöglichkeit bei Exportzöllen sehr gering, weil Mengen und Werte gut kontrolliert werden. Bei vielen anderen Steuern gibt es keine Hinterziehung, so bei der Steuer auf Benzin und Dieselöl, der Schecksteuer u.a. 

			Die AFIP geht jetzt auf verschiedenen Wegen gegen die Hinterziehung vor. Einmal will sie den Zahlungsverkehr über Banken fördern. Zahlungen, die per Scheck, mit Zahl- oder Kreditkarten oder durch direkte Zahlungsanweisung oder Internet erfolgen, können vom Steueramt verwendet werden, um Umsätze und finanzielle Transaktionen zu kontrollieren. In diesem Sinn hat die Regierung in der Vorwoche verfügt, dass Zahlungen über Internet von der Schecksteuer ausgenommen sind. Das soll u.a. dazu führen, dass diese Zahlungsform, die das Steueramt besser kontrollieren kann, der Barzahlung vorgezogen wird, die immer mit Risiken verbunden und bei größeren Beträgen auch umständlich ist. In diesem Sinn sollen auch alle Einzelhandelsgeschäfte ab nächstem Jahr ein Postnet-Gerät haben, das ihnen ermöglicht, Zahlungen über Zahl- und Kreditkarten entgegenzunehmen. Zunächst wurde schon verboten, dass der Preis bei Barzahlung niedriger ist. Und nächstes Jahr soll die Zahlung ohne Bargeldeinsatz allgemein sein. Doch das muss noch kontrolliert werden. Allein, auch wenn alles mit Zahl- und Kreditkarten bezahlt würde, kann nicht verhindert werden, dass es auch Barzahlungen für Käufe gibt, die einfach nicht gebucht werden. Die Vermeidung der doppelten Buchhaltung, mit einem weissen und einem schwarzen Bereich, erfordert eben viel Kleinarbeit, bei der das Steueramt überfordert ist. Dennoch kann diese Schwarzwirtschaft mit intelligenten Stichkontrollen beschränkt werden.

			Die Steuerhinterziehung ist in den verschiedenen Bereichen der Wirtschaft sehr unterschiedlich. Bei Kraftfahrzeugen ist sie unbedeutend, bei Ersatzteilen hingegen relativ hoch, besonders weil viele aus gestohlenen Kfz stammen. In letzter Zeit wird intensiver gegen die Werkstätten vorgegangen, die gestohlene Kfz auseinandersetzen. Doch es fehlt noch viel. 

			Zu den höchsten Hinterziehern gehört die Rindfleischwirtschaft, was sich besonders auf die Schlachthöfe bezieht, die den Binnenmarkt beliefern, die Rinder schlachten, die von ihnen oder den Händlern (“genannt “matarifes”) schwarz gekauft werden, wobei das Fleisch dann auch schwarz an die Metzger und von diesen an ihre Kunden verkauft wird. Beiläufig gibt dies den Metzgern einen Konkurrenzvorteil vor den großen Supermarktketten, die nicht schwarz tätig sind. Bei der Rindfleischwirtschaft entgehen der AFIP Einnahmen von vielen Milliarden Pesos pro Jahr, wobei außerdem ein strukturelles Problem besteht, weil die Exportschlachthöfe, die einer strengen Sanitätskontrolle unterstehen, auch Steuern zahlen müssen, und somit den Binnenmarkt nicht beliefern können, weil sie mit den schwarz tätigen Schlachthöfen nicht konkurrieren können. Das führt dazu, dass sie bei Exportschwierigkeiten, die periodisch auftreten, ihre Tätigkeit einstellen müssen. In zivilisierten Ländern gibt es nur eine Rindfleischwirtschaft, so dass ein Exportausfall sich gleichmäßig verteilt.

			In der Vorwoche hat die AFIP 12 Haussuchungen beim Konzern der Fleischbranche Tresnal Agropecuaria durchgeführt, die vier Schlachthöfe betreibt. Es soll sich dabei um eine Hinterziehung von $ 1 Mrd. handeln. Dies ist ein klares Zeichen, dass weiter am Thema gearbeitet wird.

			Die AFIP hat jetzt verfügt, dass bei Rindern, die geschlachtet werden, eine Anzahlung auf die MwSt. erfolgen muss, wobei ohne dies die Schlachtung nicht zugelassen wird. Wie weit dies funktioniert, wird sich nicht noch zeigen müssen. In den 90er Jahren, als Felipe Solá Landwirtschaftssekretär war, wurde an der Einführung eines privat verwalteten Systems von besonderen Waagen gearbeitet, wie die in den USA schon bestehen, sodass die Tiere gezählt und gewogen werden, und das erzeugte Fleisch danach auch gewogen wird, und alles über Internet der AFIP berichtet wird. Das stieß begreiflicherweise auf starke Opposition, so dass die Initiative schließlich versandete. Wenn jetzt AFIP-Direktor Alberto Abad sie nicht wieder aufnimmt, wird seine Initiative einen beschränkten Erfolg haben, da sein Amt die Schlachtungen nicht kontrollieren kann. Die jetzt verfügte Anzahlung auf die MwSt. ist ein wichtiger erster Schritt, dem jedoch unmittelbar weitere folgen müssen.

			Ein anderes konkretes Gebiet, auf dem Abad eine hohe Hinterziehung erfassen will, ist der des Immobilienhandels. Normalerweise lauten die Übertragungsurkunden bei Wohnungen u.a. Immobilien auf Werte, die weit unter dem effektiv gezahlten Preis liegen. Die Preise werden in Dollar bestimmt, aber in der Übertragungsurkunde wird ein Pesobetrag eingetragen. Dieses System führt zum absurden Zustand, dass alles in bar bezahlt wird, was ein großes Sicherheitsproblem schafft. Außerdem ist die Zählung des Bargeldes und auch die Kontrolle über die Echtheit der Geldscheine, sehr mühsam. Jetzt will die AFIP, dass Zahlungen über Internet erfolgen, was durch die Abschaffung der Schecksteuer für diese Zahlungen, die in der Vorwoche erfolgte, erleichtert wird. Denn bei Barzahlung besteht diese Steuer eben nicht. Außerdem soll bei Barzahlung eine Steuereinbehaltung durch den Notar erfolgen. Wenn dieser somit gestattet, dass ein Teil schwarz gezahlt wird, macht er sich an der Hinterziehung mitschuldig. All dies muss noch präzis verfasst werden und in einem AFIP-Beschluss oder eventuell in einem Dekret zum Ausdruck kommen. Doch damit das System gut funktioniert, muss die Zahlung in Dollar legal gestattet werden, wie es in den 90er Jahren möglich war. Sonst wird der Immobilienhandel, bei dem die Werte eben auf lange Zeit weiter in Dollar festgesetzt werden, erschwert. 

			Eine starke Verringerung der Hinterziehung von Steuern und Sozialabgaben ist heute besonders wegen der hohen Steuerlast unerlässlich, eben um diese Last besser zu verteilen. Die angekündigte Steuerreform, die per Saldo im Endeffekt niedrigere Steuereinnahmen zur Folge hat, ist nur möglich, wenn gleichzeitig mehr von den heutigen Hinterziehern eingenommen wird, so dass der Einnahmeverlust ausgeglichen wird. Wobei eigentlich mehr eingenommen werden müsste, um das untragbar hohe Defizit der Staatsfinanzen zu verringern.

			 

			 

		

	